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Erklärung militärischer Fachausdrücke* 

Bataillon Kleinster militärischer Verband. 1 Bataillon um-
faßt 5 Kompanien. Bei der Infanterie gliedert 
sich 1 Bataillon in 1 Stabskompanie, 3 Infanterie-
Gefechtskompanien und 1 schwere Kompanie 
(ausgerüstet mit Geschützen, Schützenpanzern 
und Panzerabwehrraketen). 

Befehl ist eine Anweisung zu einem bestimmten Verhal-
ten, die ein militärischer Vorgesetzter (§ 1 I V SG) 
einem Untergebenen schriftlich, mündlich oder in 
sonstiger Weise, allgemein oder für den Einzel-
fall und mit Anspruch auf Gehorsam erteilt 
(Legaldefinition des § 2 Nr. 2 WStG). 

Brigade Unterste Form eines Großverbandes. Führer: 
Brigadekommandeur (Brigadegeneral). 

Disziplinargewalt ist die Befugnis, Einfache Disziplinarstrafen oder 
andere zulässige erzieherische Maßnahmen zu 
verhängen. Sie steht nur Offizieren  vom Kompa-
niechef aufwärts und dem Bundesminister der 
Verteidigung selbst zu (§§ 16 - 20 WDO). 

Disziplinarstrafe  Eine öffentlich-rechtliche  Strafe besonderer Art 
zur Erziehung des Soldaten, der schuldhaft seine 
Dienstpflichten verletzt hat. Nach der WDO wer-
den Einfache Disziplinarstrafen (Verhängung 
durch Disziplinarvorgesetzte) und Laufbahnstra-
fen (Verhängung durch Truppendienstgerichte) 
unterschieden (s. §§ 10 und 43 WDO). 

Division Großverband des Heeres und der Luftwaffe.  Zu-
sammenfassung von Brigaden. Führer: Divisions-
kommandeur (Generalmajor). 

Erzieherische Maßnahmen dienen der Förderung der soldatischen Disziplin. 
Sie werden erlassen bei guten Leistungen und 
bei Mängeln. Sie gliedern sich in: 
— Allgemeine Erzieherische Maßnahmen (an-

wendbar durch jeden Vorgesetzten) 
— Zusätzliche Erzieherische Maßnahmen (an-

wendbar im Regelfall vom Feldwebel auf-
wärts) 

— Besondere Erzieherische Maßnahmen (an-
wendbar durch jeden Vorgesetzten) 

Gehorsam heißt Vollziehung eines Gebotes oder Beachtung 
eines Verbotes. Der Gehorsam beschränkt sich 
auf die Befolgung von Befehlen. Zur Ausgestal-
tung der Gehorsamspflicht s. § 11 SG. 

Gruppe Aus 6 - 1 0 Soldaten bestehende Kampfgemein-
schaft, die von einem Gruppenführer  (meist Un-
teroffizier)  geführt wird. 3 - 4 Gruppen bilden 
einen Zug. 

• s. dazu im einzelnen Κ. H. Fuchs  /  F.  W. Kölper  (Hrsg.), Militärisches 
Taschenlexikon 2. Aufl., Frankfurt/Main 1961. 
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Kampfmittel I m Gegensatz zur Waffe  verbraucht sich das 
Kampfmittel bei einmaligem Einsatz. 

Kompanie Militärische Einheit. 1 Kompanie besteht in der 
Regel aus der Kompanieführungsgruppe und 
3 Zügen mit einer Gesamtstärke von etwa 130 
Mann. Die Kompanie ist die kleinste Einheit mit 
eigener Disziplinargewalt. Bei der Artillerie 
spricht man von Batterien. Führer: Hauptmann 
oder Major. 

Miliz Streitkräfte  aufgrund einer besonderen Form 
der allgemeinen Wehrpflicht. Die auf dieser 
Grundlage aufgestellten Streitkräfte  besitzen in 
der reinen Form des Milizsystems kein stehendes 
Heer (ständig mobile Truppe). Die Verbände 
treten im Frieden nur zu Manövern und Übun-
gen zusammen. Abgewandelte Form: Im Frieden 
Bildung von Kadern, die im Verteidigungsfall 
durch Milizsoldaten aufgefüllt  werden. 

Stehendes Heer Aus Freiwilligen (Berufssoldaten, Soldaten auf 
Zeit) und Wehrpflichtigen (falls diese Wehrform 
durch Gesetz eingeführt ist) aufgestellte, ständig 
einsatzbereite Streitkräfte.  — Gegensatz: Miliz. 

Strategie ist die Einheit kriegsrelevanter Operationen auf 
oberster politischer^ ökonomischer und militäri-
scher Ebene. 

Streitkräfte  Die bewaffnete  Macht eines Staates, bei der Bun-
deswehr bestehend aus den Teilstreitkräften 
Heer, Luftwaffe  und Marine. 

Taktik ist die Technik der Truppenführung auf dem 
Gefechtsfeld. 

Teilstreitkräfte  s. Streitkräfte 
Vorgesetzter ist, wer befugt ist, einem Soldaten Befehle zu 

erteilen; s. im einzelnen § 1 I V SG. 
Waffe  Gegenstand zur Bekämpfung d^s Gegners durch 

unmittelbare Einwirkung (Hieb- und Stichwaffe) 
oder Vorrichtung zum Abschießen von Munition 
(Gewehr, Geschütze . . . ) . 

Waffengattung Zusammenfassung von Soldaten, die innerhalb 
des Heeres bestimmte Aufgaben zu erfüllen 
haben und dazu mit speziellen Waffen  und Ge-
räten ausgerüstet sind. — ζ. B. Infanterie, Pio-
niertruppe, Artillerie etc. 

Wehrform ist die praktische Organisation der Streitkräfte 
unter besonderer Berücksichtigung der persona-
len Aufstellungs- und Ergänzungsmethode. 
Haupttypen: Wehrpflichtigen-Heer,  Freiwilligen-
Heer. 

Wehrverfassung Gesamtheit aller das Wehrrecht betreffenden 
Normen, unabhängig davon, ob in einer Verfass 
sung oder in einfachem Gesetzesrecht verankert. 

Zug Aus 30 - 50 Soldaten bestehende Kampfgemein-
schaft, die von einem Zugführer  (Leutnant oder 
Feldwebel) geführt wird. 3 - 4 Züge ergeben eine 
Kompanie bzw. Batterie. 



1. Einleitung 

In der Diskussion um die Wiederaufrüstung  Westdeutschlands wur-
den von Anfang an Zweifel an der grundsätzlichen Vereinbarkeit von 
Wehrpflicht und Menschenwürde geäußert. Nachdem die Entscheidung 
für die Wiederbewaffnung  gefallen war, verlagerte sich der Diskus-
sionsschwerpunkt von der Frage, ob die allgemeine Wehrpflicht als 
solche mi t der Würdenorm des Grundgesetzes zu vereinbaren sei, auf 
die Frage, wie  man die Wehrpflicht im einzelnen ausgestalten müsse, 
um Würdekonformität  im Wehrdienstverhältnis zu erreichen und zu 
sichern. 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mi t beiden  Fragenkomplexen, 
mit der Frage der grundsätzlichen Würdekonformität,  wei l seit der 
Entscheidung für die Wiedereinführung  der allgemeinen Wehrpflicht 
die Technisierung in den Streitkräften  erheblich fortgeschritten  ist und 
nicht ausgeschlossen werden kann, daß dieser Prozeß qualitative, ver-
fassungsrechtlich erhebliche Veränderungen bezüglich des Inhalts und 
der Tragweite der allgemeinen Wehrpflicht zur Folge hat. Der Schwer-
punkt der Untersuchimg liegt aber angesichts der politischen Realitä-
ten auf dem zweiten Fragenkomplex. Es soll festgestellt werden, ob es 
im Verlauf der nun 25jährigen Geschichte der Bundeswehr gelungen 
ist, der normativen Forderung des Art ikels 1 Abs. 1 Grundgesetz im 
einzelnen gerecht zu werden. Dabei soll vor allem der militärische A l l -
tag einer kritischen Revison unterzogen werden. 

Eigene Erfahrungen des Verfassers  in der Bundeswehr (18 Monate 
Grundwehrdienst, mehrere Wehrübungen, Ausbildung bis zum Zug-
führer  eines schweren Mörserzuges) waren hierfür  eine unerläßliche 
Voraussetzung. Die Genehmigung des Bundesministers für Verteidi-
gung, aktuelle Dienstvorschriften  zu verwenden und in die Arbeit 
einzubeziehen, bildete eine wertvolle Ergänzung, um engste Sachnähe 
zu erreichen. 



2. Die allgemeine Wehrpflicht 
im historischen Zusammenhang * 

2.1. Zweck einer historischen Betrachtung 

Wie jedes Rechtsinstitut kann auch die allgemeine Wehrpflicht in 
ihrer sozialen und politischen Komplexität nur vol l verstanden werden, 
wenn man ihre historischen Wurzeln freilegt und ihren geschichtlichen 
Werdegang verfolgt.  Was die Entstehung der allgemeinen Wehrpflicht 
betrifft,  so ist die Meinimg vorherrschend, sie sei „ein K ind der Demo-
kratie". „Erst nachdem Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit als 
Grundlagen einer neuen, nachabsolutistischen Lebensordnung akzep-
tiert waren, konnte die allgemeine Wehrpflicht verkündet werden1." 
Aussagen dieser Ar t , i n denen sich idie Ansicht einer wesensmäßigen 
Verknüpfung von Demokratie und allgemeiner Wehrpflicht wider-
spiegelt, spielen für das Thema dieser Arbeit eine nicht unerhebliche 
Rolle. Denn bei einer historisch haltbaren Bestätigung dieser Ansicht 
erführe  das Insti tut der allgemeinen Wehrpflicht verfassungsrechtlich 
einen nicht unerheblichen Qualitätszuwachs, der bei der Untersuchung 
des Verhältnisses zwischen der allgemeinen Wehrpflicht und der 
Würdenorm nicht außer Ansatz bleiben dürfte.  Gleiches gi l t für den 
umgekehrten Fall, daß die  These der wesensmäßigen Verknüpfimg 
von Demokratie und allgemeiner Wehrpflicht i m Ablauf der Geschichte 
keinen Rückhalt zu finden vermag. Die allgemeine Wehrpflicht läßt sich 
dann nicht in gleicher Weise institutionell verfestigen, läßt sich nicht 
i n (die Forderung nach materieller Demokratieverwirklichung mitein-
beziehen, nicht als quasi immanenter Bestandteil des Demokratie-
prinzips über die Ar t ike l 20 Abs. 1, 79 Abs. 3 GG verewigen2. 

Der historische Teil dieser Arbeit dient daher auch einer Uberprü-
fung der herrschenden Meinung zum Verhältnis zwischen Demokratie 

* Die historische Entwicklung der Wehrformen in Deutschland und ihr 
Verhältnis zur jeweiligen Staatsform wurde im wesentlichen bereits darge-
stellt in meinem  Aufsatz „Die allgemeine Wehrpflicht und das Argument der 
Demokratieadäquanz", in: NZWehrr 3/1981, S. 81 ff. 

1 Seidler  /  Reindl,  Die Wehrpflicht 1971, S. 36; ebenso Theodor  Heuß,  zit. 
bei Otto  Wien,  Wehrpflicht und Wehrethos, in: Soldaten der Demokratie, 
1973, S. 89; sinngemäß auch Carl  Hans Hermann,  Deutsche Militärgeschichte, 
S. 358; vgl. auch BVerfGE 12, 45 (50). 

2 Vgl. dazu 4.5.1. 
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und allgemeiner Wehrpflicht und darüber hinaus einer Klärung der 
Frage der Interdependenz von Staatsform und Wehrform im allge-
meinen. 

2.2. Historische Entwicklung der Wehrformen in Deutschland 

2.2.1. Germanische Zeit» 

Die Germanen außerhalb des römischen Herrschaftsbereiches  kann-
ten bis zur Reichsgründung durch die Franken keine politische Zen-
tralgewalt, sondern zerfielen in kleine Völkerschaften, die sich erst im 
3. und 4. Jahrhundert nach Chr. zu Stammesstaaten zusammenfanden4. 
In diesen Verbänden entstand ein Königtum auf volksrechtlicher 5 

Grundlage. Die Macht des Königs beruhte auf dem Volkswillen, das 
Volk besaß jederzeit ein Widerstandsrecht gegen einen König, der die 
Verfassung mißachtete und sich zum Tyrannen aufschwingen wollte6 . 
Dabei ist allerdings zu beachten, daß sich das „Volk" nur aus Adel und 
Freien zusammensetzte und insofern keine Demokratie im modernen 
Sinne bestand. 

Herrschende Wehrform war die allgemeine Wehrpflicht.  Wie im anti-
ken Athen7 und in Rom8 bedeutete Wehrpflicht zugleich Wehrrecht, 
d. h. nur dem Adel und den Freien war es vorbehalten, Waffen  zu 
tragen9. Die Gesamtheit der nach Sippen geordneten wehrhaften Män-
ner bildeten das germanische Heer. Das gesamte Aufgebot, der „Heer-
bann", wurde nur eingesetzt, wenn die Existenz des Stammes auf dem 
Spiele stand. Daneben existierte noch eine andere Wehrform:  das 
„Heergeleit". Hierbei handelte es sich um eine freiwil l ige Gefolgschaft 
zur Durchführung  von Beute- und Eroberungszügen (sog. „Heerfahr-
ten")10. M i t Heerbann und Heergeleit sind bereits jene beiden Wehr-
formen (Wehrpflichtigenheer  und Berufsheer)  im Ansatz vorhanden, 

3 Hier wird nur auf die Lage in Germania Magna eingegangen, nicht auf 
jene im römisch besetzten Germanien. Die Entwicklung in den besetzten 
Gebietsteilen läßt sich nur vor dem Hintergrund der römischen Militär- und 
Universalgeschichte verstehen. Ein Eingehen darauf verbietet sich hier schon 
aus Raumgründen. 

4 Mitteis  ί Lieberich,  S. 11 u. 38. 
« Zum Begriff  des „Volksrechts" s. Mitteis  /  Lieberich,  S. 50 u. 71. 
6 Mitteis  /  Lieberich,  S. 24 ff.  mit ausführl. Schrifttum zum germanischen 

Königsbegriff. 
7 Victor  Ehrenberg,  Der Staat der Griechen, 2. Aufl., 1965, S. 98. 
» Delbrück  I I , S. 19 u. 168. 
9 Hermann,  S. 16. 
10 Mitteis  l  Lieberich,  S. 16. 


